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Die Ereignisse der vergangenen Wochen aufgrund der Maß-
nahmen zur Eindämmung des Coronavirus haben viele Unter-
nehmen binnen kürzester Zeit vor große Liquiditätsschwie-
rigkeiten gestellt. Ist die Liquidität eines Unternehmens an-
gespannt, so ist es auch nicht mehr so leicht, eine weitere 
Finanzierung seitens der Bank zu bekommen. Eine Garan-
tie der Republik Österreich zugunsten des Unternehmens 
soll hier helfen. Der Bund garantiert dabei der Hausbank des 
Unternehmers die Rückzahlung des aufgenommenen Kredits 
in einem bestimmten Ausmaß für den Fall, dass das Unter-
nehmen insolvent wird. Im Folgenden finden Sie eine Über-
sicht über ausgewählte Garantien zur Liquiditätssicherung 
aufgrund der Corona-Krise. Dargestellt werden nur die Eck-
punkte, es sind jeweils eine Reihe von Voraussetzungen und 
Beschränkungen entsprechend der jeweiligen Förderricht- 
linien zu beachten. Bei allen unten angeführten Maßnah-
men ist ein Antrag über die Bank des Unternehmens einzu- 
reichen.

Überbrückungsgarantien des aws für KMU

Der Zweck der Überbrückungsgarantien besteht in der Stär-
kung der Liquidität von Klein- und Mittelunternehmen (KMU) 
in Form von Betriebsmittelkrediten für Kosten im Zusammen-
hang mit der „Corona-Krise“ und Stundung von bestehenden 
Finanzierungen. 

Aus dem Corona-Hilfsfonds sind für Unternehmen, die ent-
sprechend der EU-Bestimmungen nicht als „Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ zu klassifizieren sind, bei einer Kredithöhe 
bis € 500.000,00 eine Garantiequote von 100 % und bei einer  
Kredithöhe bis € 27,7 Mio. eine Garantiequote von 90 % mög-
lich. Erfüllt ein Unternehmen die Voraussetzung aus dem 
Corona-Hilfsfonds nicht, so kann unter Umständen für eine 
Kredithöhe bis zu € 1,5 Mio. eine Garantiequote von 80 % 
genehmigt werden.
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Zuschüsse aufgrund  
der Coronakrise

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2.
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Überblick über staatliche Zuschüsse
Im Folgenden finden Sie eine Übersicht 
über ausgewählte Zuschüsse für Unter-
nehmer aufgrund der Corona-Krise. Zu 
beachten sind insbesondere auch wei-
tere Zuschüsse der Bundesländer und 
Kommunen. Dargestellt werden hier nur 
die Eckpunkte, es sind jeweils eine Reihe 
von Voraussetzungen und die jeweiligen 
Förderrichtlinien zu beachten.

Fixkostenzuschuss des Corona- 
Hilfsfonds

Ein Fixkostenzuschuss im Rahmen des 
Corona-Hilfsfonds wird abhängig vom 
Ausmaß der Umsatzeinbußen gestaffelt 
gewährt. Sofern sich die Fixkosten auf 
mehr als € 2.000,00 binnen drei Mona-
ten belaufen, werden 25 % - 75 % der 
Fixkosten abhängig von der Umsatzein-
buße (40 %  - 100 %) ersetzt (Deckelung 
€ 90 Mio. pro Unternehmen). Grund-
sätzlich ersatzfähig sind bestimmte 
betriebsnotwendige Fixkosten (z. B. 
Geschäftsraummiete samt Betriebskos-
ten, Zinszahlungen, Versicherungsprä-
mien, bestimmte Wertminderungen), 
sofern diese nicht herabgesetzt oder 
gestundet werden konnten. Zusätzlich 
ist auch ein Unternehmerlohn bis höchs-

tens € 2.000,00 monatlich ersatzfä-
hig. Keinen Fixkostenzuschuss erhalten 
unter anderem Unternehmen, die zum 
31. Dezember 2019 mehr als 250 Mitar-
beiter beschäftigt haben und Mitarbei-
ter gekündigt haben statt die Corona-
Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen.  
Weitere Infos und Abwicklung über 
www.aws.at. 

Härtefallfonds für Kleinstunternehmen

Gefördert werden z. B. Ein-Personen-
Unternehmer, Kleinstunternehmer, 
Neue Selbstständige, Freie Dienstneh-
mer, Angehörige der freien Berufe und 
Gesellschafter, die nach dem GSVG oder 
FSVG pflichtversichert sind.

Ein Härtefall ist gegeben, wenn der 
Unternehmer seine laufenden Kosten 
nicht mehr decken kann, der Betrieb 
von einem behördlichen Betretungsver-
bot betroffen ist oder Umsatzeinbußen 
von mindestens 50 % im Vergleich mit 
dem entsprechenden Monat des Vorjah-
res gegeben ist. Zudem ist ein umfang-
reicher Katalog an persönlichen und 
sachlichen Anspruchsvoraussetzungen 
zu beachten.

Als nicht rückzahlbarer Barzuschuss 
wurden im Rahmen der Soforthilfe 
(„Phase  1“) entweder € 500,00 oder 
€  1.000,00 gewährt. Die laufende Un- 
terstützungsleistung („Phase 2“) be-
trägt höchstens € 2.000,00 monatlich 
für längstens drei Monate und ist bis 
31. Dezember 2020 beantragbar. 
Weitere Infos und Antragstellung auf 
www.wko.at 

COVID 19-Fonds für Künstler und  
Kulturvermittler

Alle Künstlerinnen und Künstler, die 
beim Härtefallfonds der WKÖ nicht 
antragsberechtigt sind, können einen 
Antrag beim Künstler-Sozialversiche-
rungsfonds (KSVF) einbringen. Die 
Unterstützung soll die durch Schlie-
ßungen und Absagen bedingten Ein-
kommensausfälle kompensieren. Auch 
Kulturvermittler können diese Beihilfe 
beantragen. Die Höhe der Auszahlun-
gen durch den KSVF entspricht jener des 
Härtefallfonds. 
Weitere Infos und Antragstellung finden 
Sie auf www.ksvf.at 
(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 

Die Garantielaufzeit beträgt in allen 
Varianten maximal fünf Jahre. 
Weitere Infos: www.aws.at 

Überbrückungsgarantien für den  
Tourismus

Überbrückungsfinanzierungen von klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) 
der Tourismus- und Freizeitwirtschaft 
können mit Haftungen der ÖHT be-
sichert werden.

Aus dem Corona-Hilfsfonds sind für 
Tourismus-Unternehmen, die entspre-
chend von EU-Bestimmungen nicht als 
„Unternehmen in Schwierigkeiten“ zu 
klassifizieren sind, bei einer Kredithöhe 
bis € 500.000,00 eine Garantiequote 
von 100 % und bei einer Kredithöhe bis 
€ 1,5 Mio. eine Garantiequote von 90 % 
möglich. Die Garantielaufzeit beträgt 
maximal fünf Jahre.

Erfüllt ein Unternehmen die Vorausset-
zung „Kein Unternehmen in Schwierig-

keiten“ nicht, so kann unter Umstän-
den (fiktive Entschuldungsdauer nicht 
mehr als 15 Jahre) für eine Kredithöhe 
bis zu € 500.000,00 bei einer Laufzeit 
von drei Jahren eine Garantiequote von 
80 % genehmigt werden. Auch Über-
brückungskredite bis zu € 1,5 Mio. sind 
möglich.

Die einzelnen Varianten unterscheiden 
sich auch in puncto Sicherheiten, Kos-
ten und Haftungstatbestand. 
Weitere Infos: www.oeht.at

Überbrückungsgarantien für  
Großunternehmen

Die Österreichische Kontrollbank 
(OeKB) übernimmt im Rahmen des 
Corona-Hilfsfonds die Abwicklung von 
Überbrückungsgarantien für Großun-
ternehmen. Die Garantie deckt 90 % 
der Kreditsumme. Die Laufzeit beträgt 
maximal fünf Jahre. Die Kredithöhe  
orientiert sich am tatsächlichen Liqui-
ditätsbedarf des Unternehmens und ist 

in Höhe des Zweifachen der jährlichen 
Lohnsumme des Unternehmens oder 
25 % des Jahresumsatzes (oder abwei-
chend aufgrund besonderer Begrün-
dung) gedeckelt. 
Weitere Infos: www.oekb.at

Unterstützungspaket für Exporteure

Exportunternehmen können einen Kre-
ditrahmen in Höhe von 10 % (Groß-
unternehmen) bzw. 15 % (Klein- und 
Mittelunternehmen) ihres Exportum-
satzes bei der OeKB beantragen (Ober-
grenze für den Einzelkredit: €  60  Mio. 
pro Firmengruppe). Unter anderem 
muss ein Nachweis einer bestehenden 
Exporttätigkeit erbracht werden. Das 
Unternehmen muss bis zum Start der 
COVID-19-Auswirkungen in Österreich 
wirtschaftlich gesund gewesen sein. Der 
Bund ist bereit, Haftungen für 50 % bis 
70 % dieser Kredite zu übernehmen. 
Weitere Infos: www.oekb.at 
(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Angebote der Sozialversicherung für mehr Liquidität

Sozialversicherung der Selbständigen 
(SVS)

Die Sozialversicherung der Selbständi-
gen (SVS) bietet den SVS-Versicherten 
bei Bedarf aufgrund des Coronavirus fol-
gende Möglichkeiten zur Verbesserung 
ihrer Liquidität:

 • Stundung oder Ratenzahlung der Bei-
träge, wenn Zahlungsschwierigkei-
ten durch die Corona-Krise bedingt 
sind (eigene Erkrankung, Quaran-
täne, Umsatzeinbruch in einschlägi-
gen Branchen, wie z. B. Veranstal-
tungssektor, Gastronomie, Hotelle-
rie). Verzugszinsen werden in diesen 
Fällen nicht belastet.

 • Herabsetzung der vorläufigen Bei-
tragsgrundlage aufgrund einer  

Coronavirus bedingten Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage.

Zudem werden Mahnungen von offe-
nen Beitragsforderungen bis auf Weite-
res ausgesetzt. Von Anträgen auf Ein-
leitung von Exekutionsverfahren so-
wie Insolvenzverfahren wird Abstand 
genommen.

Österreichische Gesundheitskasse 
(ÖGK)

Die Österreichische Gesundheitskasse 
(ÖGK) informiert über folgende Zah-
lungserleichterungen für österreichi-
sche Betriebe:

Stundungen für die Beitragszeiträume 
Februar, März und April 2020:

 • Für Betriebe, die von der „Schlie-
ßungsverordnung“ oder einem Betre-
tungsverbot nach dem Epidemie-
gesetz betroffen sind, erfolgt eine 
automatische Stundung der Beiträge.

 • Sonstige Betriebe mit Corona beding-
ten Liquiditätsproblemen können bei 
der ÖGK um Ratenzahlung oder Stun-
dung ansuchen. Der formlose Antrag 
hat die Corona bedingten Probleme 

zu beinhalten und ist an die jeweilige 
regionale Servicestelle zu richten.

 • Für die Dauer der Stundung fallen 
keine Verzugszinsen an.

Aussetzen der Einbringungsmaßnah-
men in den Monaten März, April und 
Mai 2020:

 • In diesen Monaten erfolgen generell 
keine Einbringungsmaßnahmen, wie 
Exekutionsanträge, und es werden 
keine Insolvenzanträge gestellt.

 • Für Corona bedingt verspätete Bei-
tragsgrundlagenmeldungen werden 
keine Säumniszuschläge vorgeschrie-
ben.

Die Grundregeln der Lohnverrechnung 
bleiben weiterhin aufrecht: 

 • Die gesetzliche Fälligkeit der Beiträge 
bleibt bestehen.

 • Die Anmeldungen zur Pflichtversiche-
rung müssen weiterhin fristgerecht 
vor Arbeitsantritt erfolgen.

 • Die monatlichen Beitragsgrundlagen-
meldungen sind unbedingt rechtzeitig 
zu übermitteln. 

(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 

Voraussetzung für alle Maßnahmen des 
BMF ist, dass der Steuerpflichtige glaub-
haft machen kann, dass er von einem 
Liquiditätsengpass betroffen ist, der 
konkret auf eine Coronavirus-Infektion 
zurückzuführen ist. Dazu zählen z. B. 
außergewöhnlich hohe Stornierungen, 
Ausfall von Sport- und Kulturveranstal-
tungen aufgrund behördlicher Verbote, 
Ausfall oder Beeinträchtigung von Lie-
ferketten oder Ertragseinbußen durch 
Änderung des Konsumverhaltens. Die 
individuelle Betroffenheit muss sorgfäl-
tig geprüft sein, und es muss glaubhaft 
gemacht werden, dass ein Notstand vor-
liegt, der auf die negativen Auswirkun-
gen der Coronavirus-Infektion zurück-
zuführen ist. 

Bis 31.10.2020 kann ein Antrag auf Her-
absetzung von Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuervorauszahlungen für 
das Kalenderjahr 2020 gestellt werden. 

Wird der Steuerpflichtige von den Fol-
gen des durch das Coronavirus ausge-
lösten Notstandes liquiditätsmäßig der-
art betroffen, dass er die Vorauszahlung 
in der festgesetzten Höhe nicht bezah-
len kann, kann er beim Finanzamt bean-
tragen, die Einkommensteuer- oder die 
Körperschaftsteuervorauszahlungen für 
das Kalenderjahr 2020 zur Gänze nicht 
festzusetzen oder die Festsetzung auf 
einen Betrag zu beschränken, der nied-
riger ist, als die voraussichtliche Jahres-
steuer 2020.

Nachforderungszinsen werden von 
Amts wegen nicht festgesetzt, wenn 
aus der Herabsetzung oder dem Weg-
fall der Vorauszahlungen bei der (nach 
Ablauf des Jahres 2020 erfolgenden) 
Veranlagung der Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuer für 2020 Nachforde-
rungszinsen resultieren.

Der Steuerpflichtige kann beantragen, 

die Entrichtung einer Abgabe hinauszu-
schieben (Stundung) oder deren Ent-
richtung in Raten zu gewähren. Wenn 
die Voraussetzungen gegeben sind, wird 
das Finanzamt eine Stundung bis längs-
tens 30. September 2020 bzw. eine 
Ratenzahlung bis 30. September 2020 
gewähren und auf Antrag auf eine Fest-
setzung von Stundungszinsen verzich-
ten.

Der Steuerpflichtige kann bei seinem 
Finanzamt beantragen, einen bereits 
festgesetzten Säumniszuschlag zu stor-
nieren (nicht festzusetzen). Bei Vorlie-
gen der konkreten Betroffenheit hat die 
Stornierung zu erfolgen.

Von der Festsetzung von Verspätungs-
zuschlägen wird generell abgesehen, 
wenn die Versäumung der Frist vor dem 
1. September 2020 eintritt. 
(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 

Sonderregelungen des Finanzministeriums (BMF) für 
mehr Liquidität
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Überblick über staatliche Zuschüsse
Im Folgenden finden Sie eine Übersicht 
über ausgewählte Zuschüsse für Unter-
nehmer aufgrund der Corona-Krise. Zu 
beachten sind insbesondere auch wei-
tere Zuschüsse der Bundesländer und 
Kommunen. Dargestellt werden hier nur 
die Eckpunkte, es sind jeweils eine Reihe 
von Voraussetzungen und die jeweiligen 
Förderrichtlinien zu beachten.

Fixkostenzuschuss des Corona- 
Hilfsfonds

Ein Fixkostenzuschuss im Rahmen des 
Corona-Hilfsfonds wird abhängig vom 
Ausmaß der Umsatzeinbußen gestaffelt 
gewährt. Sofern sich die Fixkosten auf 
mehr als € 2.000,00 binnen drei Mona-
ten belaufen, werden 25 % - 75 % der 
Fixkosten abhängig von der Umsatzein-
buße (40 %  - 100 %) ersetzt (Deckelung 
€ 90 Mio. pro Unternehmen). Grund-
sätzlich ersatzfähig sind bestimmte 
betriebsnotwendige Fixkosten (z. B. 
Geschäftsraummiete samt Betriebskos-
ten, Zinszahlungen, Versicherungsprä-
mien, bestimmte Wertminderungen), 
sofern diese nicht herabgesetzt oder 
gestundet werden konnten. Zusätzlich 
ist auch ein Unternehmerlohn bis höchs-

tens € 2.000,00 monatlich ersatzfä-
hig. Keinen Fixkostenzuschuss erhalten 
unter anderem Unternehmen, die zum 
31. Dezember 2019 mehr als 250 Mitar-
beiter beschäftigt haben und Mitarbei-
ter gekündigt haben statt die Corona-
Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen.  
Weitere Infos und Abwicklung über 
www.aws.at. 

Härtefallfonds für Kleinstunternehmen

Gefördert werden z. B. Ein-Personen-
Unternehmer, Kleinstunternehmer, 
Neue Selbstständige, Freie Dienstneh-
mer, Angehörige der freien Berufe und 
Gesellschafter, die nach dem GSVG oder 
FSVG pflichtversichert sind.

Ein Härtefall ist gegeben, wenn der 
Unternehmer seine laufenden Kosten 
nicht mehr decken kann, der Betrieb 
von einem behördlichen Betretungsver-
bot betroffen ist oder Umsatzeinbußen 
von mindestens 50 % im Vergleich mit 
dem entsprechenden Monat des Vorjah-
res gegeben ist. Zudem ist ein umfang-
reicher Katalog an persönlichen und 
sachlichen Anspruchsvoraussetzungen 
zu beachten.

Als nicht rückzahlbarer Barzuschuss 
wurden im Rahmen der Soforthilfe 
(„Phase  1“) entweder € 500,00 oder 
€  1.000,00 gewährt. Die laufende Un- 
terstützungsleistung („Phase 2“) be-
trägt höchstens € 2.000,00 monatlich 
für längstens drei Monate und ist bis 
31. Dezember 2020 beantragbar. 
Weitere Infos und Antragstellung auf 
www.wko.at 

COVID 19-Fonds für Künstler und  
Kulturvermittler

Alle Künstlerinnen und Künstler, die 
beim Härtefallfonds der WKÖ nicht 
antragsberechtigt sind, können einen 
Antrag beim Künstler-Sozialversiche-
rungsfonds (KSVF) einbringen. Die 
Unterstützung soll die durch Schlie-
ßungen und Absagen bedingten Ein-
kommensausfälle kompensieren. Auch 
Kulturvermittler können diese Beihilfe 
beantragen. Die Höhe der Auszahlun-
gen durch den KSVF entspricht jener des 
Härtefallfonds. 
Weitere Infos und Antragstellung finden 
Sie auf www.ksvf.at 
(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 

Die Garantielaufzeit beträgt in allen 
Varianten maximal fünf Jahre. 
Weitere Infos: www.aws.at 

Überbrückungsgarantien für den  
Tourismus

Überbrückungsfinanzierungen von klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) 
der Tourismus- und Freizeitwirtschaft 
können mit Haftungen der ÖHT be-
sichert werden.

Aus dem Corona-Hilfsfonds sind für 
Tourismus-Unternehmen, die entspre-
chend von EU-Bestimmungen nicht als 
„Unternehmen in Schwierigkeiten“ zu 
klassifizieren sind, bei einer Kredithöhe 
bis € 500.000,00 eine Garantiequote 
von 100 % und bei einer Kredithöhe bis 
€ 1,5 Mio. eine Garantiequote von 90 % 
möglich. Die Garantielaufzeit beträgt 
maximal fünf Jahre.

Erfüllt ein Unternehmen die Vorausset-
zung „Kein Unternehmen in Schwierig-

keiten“ nicht, so kann unter Umstän-
den (fiktive Entschuldungsdauer nicht 
mehr als 15 Jahre) für eine Kredithöhe 
bis zu € 500.000,00 bei einer Laufzeit 
von drei Jahren eine Garantiequote von 
80 % genehmigt werden. Auch Über-
brückungskredite bis zu € 1,5 Mio. sind 
möglich.

Die einzelnen Varianten unterscheiden 
sich auch in puncto Sicherheiten, Kos-
ten und Haftungstatbestand. 
Weitere Infos: www.oeht.at

Überbrückungsgarantien für  
Großunternehmen

Die Österreichische Kontrollbank 
(OeKB) übernimmt im Rahmen des 
Corona-Hilfsfonds die Abwicklung von 
Überbrückungsgarantien für Großun-
ternehmen. Die Garantie deckt 90 % 
der Kreditsumme. Die Laufzeit beträgt 
maximal fünf Jahre. Die Kredithöhe  
orientiert sich am tatsächlichen Liqui-
ditätsbedarf des Unternehmens und ist 

in Höhe des Zweifachen der jährlichen 
Lohnsumme des Unternehmens oder 
25 % des Jahresumsatzes (oder abwei-
chend aufgrund besonderer Begrün-
dung) gedeckelt. 
Weitere Infos: www.oekb.at

Unterstützungspaket für Exporteure

Exportunternehmen können einen Kre-
ditrahmen in Höhe von 10 % (Groß-
unternehmen) bzw. 15 % (Klein- und 
Mittelunternehmen) ihres Exportum-
satzes bei der OeKB beantragen (Ober-
grenze für den Einzelkredit: €  60  Mio. 
pro Firmengruppe). Unter anderem 
muss ein Nachweis einer bestehenden 
Exporttätigkeit erbracht werden. Das 
Unternehmen muss bis zum Start der 
COVID-19-Auswirkungen in Österreich 
wirtschaftlich gesund gewesen sein. Der 
Bund ist bereit, Haftungen für 50 % bis 
70 % dieser Kredite zu übernehmen. 
Weitere Infos: www.oekb.at 
(Stand 20.04.2020, aktuelle Infos auf 
unserer Kanzlei-Homepage) 
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Das dritte Gesetzespaket zur Bewältigung der Corona- 
Krisensituation umfasst unter anderem folgende steuer-
liche Änderungen (Auswahl):

ÄNDERUNGEN IM EINKOMMENSTEUERGESETZ
 • Steuerfreiheit der Zuwendungen zur Bewältigung der 
COVID-Krisensituation. Hier sind Zuwendungen aus 
dem Krisenbewältigungsfonds, aus dem Härtefallfonds 
und aus dem Corona-Krisenfonds sowie vergleichbare 
Zuwendungen der Länder, Gemeinden und gesetz-
lichen Interessenvertretungen gemeint.

 • Weitergewährung des Pendlerpauschales auch bei 
COVID-19-Kurzarbeit, vorübergehender Telearbeit 
und Dienstverhinderung. Ebenso sollen Zulagen und 
Zuschläge, die im laufenden Arbeitslohn, der an den 
Arbeitnehmer im Fall einer Quarantäne, Telearbeit bzw. 
Kurzarbeit aufgrund der COVID-19-Krise weitergezahlt 
wird, weiterhin steuerfrei behandelt werden dürfen.

 • Steuerbefreiung von Bonus und Zulagen bis zu 
€ 3.000,00, die 2020 an Beschäftigte für ihren Einsatz 
während der Corona-Krise gewährt werden.

 • Kein Verlust des Hälftesteuersatzes für pensionierte 
Ärzte, die während der COVID-Krisensituation erneut 
tätig werden. 

WEITERE ÄNDERUNGEN
Erforderliche Rechtsgeschäfte im Zusammenhang mit 
Maßnahmen zur Bewältigung der COVID-Krisensituation 
wurden gebührenfrei gestellt (z. B. bestimmte Bürgschaf-
ten und Mietverträge). Im Alkoholsteuergesetz wurden 
steuerliche Erleichterungen bei der Herstellung von Des-
infektionsmittel normiert. Die Organisationsreform der 
Finanzverwaltung wird um ein halbes Jahr auf 1.1.2021 
verschoben. Andere Änderungen betreffen unter ande-
rem Fristen im Finanzstrafrecht. 

WELCHE STEUERLICHEN ÄNDERUNGEN 
SIND IM DRITTEN GESETZESPAKET ZUR 
CORONA-KRISE ENTHALTEN?

STEUERTERMINE  |  MAI 2020

Fälligkeitsdatum 15. Mai 2020
USt, NoVA, WerbeAbg  für März

L, DB, DZ, GKK, KommSt für April

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für I. Quartal 2020

ESt- und KöSt-Vorauszahlung  für II. Quartal 2020

Wie kann Kurzarbeit helfen, 
bei geringer Auslastung 
Mitarbeiter dennoch in 
Beschäftigung zu halten?

Durch Kurzarbeit sollen Arbeitskosten für den Arbeitgeber 
temporär verringert und Kündigungen verhindert werden. 
Die Normalarbeitszeit bei der Corona-Kurzarbeit wird dabei 
vorübergehende herabgesetzt (bis zu 90 %). Die Beschäftig-
ten erhalten dennoch den Großteil ihres bisherigen Netto- 
bezuges weiter (Nettoentgeltgarantie). Das Arbeitsmarktser-
vice (AMS) ersetzt dem Arbeitgeber einen Großteil der Mehr-
kosten.

Was sind die Eckpunkte der Corona-Kurzarbeit?

 • Die Corona-Kurzarbeit kann für einen Zeitraum von maxi-
mal drei Monate abgeschlossen werden und kann bei Bedarf 
um drei Monate verlängert werden. 

 • In der gesamten Kurzarbeitszeit muss die Normalarbeits-
zeit mindestens 10 % betragen, kann jedoch zeitweise auch 
null sein.

 • Nettoentgeltgarantie: Arbeitnehmer mit Bruttolöhnen über 
€ 2.685,00 erhalten ein Entgelt von 80 % des vor Kurzarbeit 
bezogenen Nettoentgelts, Arbeitnehmer mit Bruttolöhnen 
zwischen € 1.700,00 und € 2.685,00 erhalten 85 %, Arbeit-
nehmer mit Bruttolöhnen unter € 1.700,00 erhalten 90 %, 
Lehrlinge erhalten 100 %. 

 • Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer neben dem Entgelt 
für die reduzierte Arbeitszeit zu einem bestimmten Teil 
auch die ausfallende Arbeitszeit zu vergüten. Die entstan-
denen Mehrkosten bis zur Höchstbeitragsgrundlage über-
nimmt zu einem Großteil das Arbeitsmarktservice.

 • Kündigungen während der Kurzarbeit und einem Monat 
danach sind in der Regel nicht möglich.

Kurzarbeit ist nicht in jeder Situation die beste Wahl, um den 
aktuellen Herausforderungen im Bereich der Personalkos-
ten zu begegnen. Dieser Text umfasst nur die Eckpunkte der 
Corona-Kurzarbeitsregelung. Für Fragen zu Details und für 
die Beurteilung der Situation Ihres Betriebs ist eine indivi- 
duelle Beratung unerlässlich. (Stand 20.04.2020, aktuelle Infos 
auf unserer Kanzlei-Homepage) 
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